Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2417 


Antrag 

der Fraktionen der CDU /CSU, SPD und FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der finanziellen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 

und dem Land Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 


Grundsatz 


0) Mit Wirkung vom 1. April 1951 trägt 
der Bund nach Maßgabe dieses Gesetzes iur 
das Land Berlin die gleichen Aufwendungen 
und Zuschüsse wie für die übrigen Länder 
der Bundesrepublik auf Grund der Bestim- 
mungen des Grundgesetzes, der Bundesgesetze 
und der Vereinbarungen zwischen dem Bund 
und den Ländern. 

(2) Mit Wirkung vom 1. April 1951 über- 
nimmit das Land Berlin nach Maßgabe dieses 
Gesetzes auf den Gebieten, auf denen nach 
Absatz 1 der Bund für das Land Berlin Auf- 
wendungen und Zuschüsse , trägt, gegenüber 
dem Bunde die gleichen Verpflichtungen wie 
die übrigen Länder der Bundesrepublik. 


§ 2 


Finanzrecht des Bundes 


ten mit Wirkung vom Beginn des Rechnungs- 
jahres 1951 ab auch für die Beziehungen 
zwischen dem Bunde und dem Land Berlin. 
Soweit dieses Recht von Tatbeständen oder 
Rechtsverhältnissen am 31. März 1950 oder 
am 1. April 1950 ausgeht, sind für die Be- 
ziehungen zwischen dem Bund und dem Land 
Berlin Tatbestände und Rechtsverhältnisse 
am 31. März 1951 oder am 1. April 1951 
maßgebend. 

(2) Unberührt bleiben die Vorschriften 
von Bundesgesetzen, nach denen der Bund 
schon mit früherer Wirkung Verpflichtungen 
gegenüber Personen übernommen hat, die 
ihren Wohnsitz in Berlin (West) haben oder 
hatten. 

(3) Die nach dem 31. Dezember 1950 in 
Kraft getretenen Bundesgesetze auf den in 
Artikel 105 des Grundgesetzes auf geführten 
Gebieten der Zölle, Finanzmonopole und 
Steuern werden im Lande Berlin nach Maß- 
gabe seiner Verfassung zugleich mit diesem 
Gesetz in Kraft gesetzt, soweit nicht bereits 
gleichartige Gesetze in Berlin gelten. 


(1) Die Vorschriften des Ersten Gesetzes zur 
Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund (Erstes Überleitungsgesetz) vom 
28. November 1950 (BGBl. S. 773) in der 
Fassung des Zweiten Überleitungsgesetzes 
vom (BGBl. S. , . .) gel- 


(4) Das auf den genannten Gebieten (Ab- 
satz 3) in Berlin noch nicht geltende Bundes- 
recht aus der Zeit vor dem 1. Januar 1951 
wird nach Maßgabe der Verfassung von Ber- 
lin spätestens mit Wirkung vom 1. Januar 
1952 ab in Kraft gesetzt. 
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(5) Bisher im Lande Berlin bestehende 
Sonderregelungen (Anlage) auf den genann- 
ten Gebieten (Absatz 3) bleiben in Kraft. 
Künftig kann bei Übernahme von Bundes- 
recht auf Berlin, soweit es die besonderen 
rechtlichen, politischen oder wirtschaftlichen 
Verhältnisse in Berlin erfordern, mit Zu- 
stimmung des Bundestages vom Bundesrecht 
abgewichen werden. 

(6) Soweit § 4 Absatz 1 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes auf bundesrechtliche Bestim- 
mungen verweist, gelten die Vorschriften des 
§ 3 dieses Gesetzes. 


§ 3 


Sonstiges Bundesrecht 

(1) Sonstige Bundesgesetze, aus denen dem 
Bund gemäß § 1 Verpflichtungen gegenüber 
den Ländern einschl. Berlins entstehen, wer- 
den in Berlin nach Maßgabe seiner Ver- 
fassung in Kraft gesetzt, soweit nicht bereits 
gleichartige Gesetze ln Berlin gelten. 

(2) Bundesgesetze der im Absatz 1 ge- 
nannten Art aus der Zeit vor dem 1. Januar 
1951, die in Berlin noch nicht gelten, werden 
nach Maßgabe seiner Verfassung spätestens 
mit Wirkung vom 1, April 1952 in Kraft 
gesetzt. 

(3) Dabei sollen die besonderen rechtlichen, 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
Berlins weitgehend berücksichtigt werden. 


§ 4 


Sonderregelungen 

(1) Die Aufwendungen der Arbeitslosen- 
fürsorge und die Zuschüsse zu den Lasten der 
Sozialversicherung bestimmen sich bis zur 
bundesgesetzlichen Regelung für Berlin nach 
dem am 1. April 1951 in Berlin geltenden 
Recht. 

(2) Die Höhe der Aufwendungen für die 
Kriegsfolgehilfe wird jährlich zwischen dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Se- 
nator für Finanzen von Berlin pausdbal fest- 
gelegt. Für das Rechnungsjahr 1951 gelten 
20 Millionen Deutsche Mark als vereinbart. 


§ 5 


Post- und Fernmeldewesen 


(1) Mit Wirkung vom 1. April 1951 gilt 
für das vom Senat von Berlin betreute Post- 
und Fernmelde wesen folgendes; 


a) Seine Aufwendungen trägt die Deutsche 
Bundespost, 

b) seine Einnahmen gehen auf die Deutsche 
Bundespost über, 

c) seine Haushaltswirtschaft unterliegt der 
Aufsicht des Bundesministers für Post- 
und Fernmeldewesen. 

(2) Die Rundfunkgebühren sind nach den- 
selben Gerundsätzen wie im übrigen Bundes- 
gebiet dem Lande Berlin zur Erfüllung sei- 
ner Rundfunkaufgaben zu überlassen. 

(3) Im übrigen werden die Beziehungen des 
vom Senat von Berlin betreuten Post- und 
Fernmeldewesens zur Deutschen Bundespost 
durch Bundesgesetz geregelt. 

§ 6 

Finanz Verwaltung 

Das Bundesgesetz über die Finanzverwal- 
tung vom 6. September 1950 (BGBl. S. 448) 
in der Fassung des Zweiten Überleitungs- 
gesetzes vom 1951 (BGBl. 

S. . . .) wird von Berlin nach Maßgabe 
seiner Verfassung mit Wirkung spätestens 
vom 1. April 1952 in Kraft gesetzt. 

§ 7 

Zuständigkeit des Bundesfinanzhofes 

(1) Ist In Streitigkeiten über öffentliche 
Abgaben in Berlin, die Rechtsbeschwerde oder 
die Revision gegeben, so ist zur Entscheidung 
über sie der Bundesfinanzhof zuständig so- 
weit seine Zuständigkeit durch ein Berliner 
Gesetz bestimmt wird. 

(2) Insoweit wird das Gesetz über den 
Bundesfinanzhof vom 29. Juni 1950 (BGBl. 
S. 257) in Berlin nach Maßgabe seiner Ver- 
fassung in Kraft gesetzt. 

§ ^ 

„Notopfer Berlin“ 

(1) Das Aufkommen aus der Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ auf Grund des Gesetzes zur Er- 
hebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ in 
der Fassung vom 23. Dezember 1950 (BGBl. 
S. 823) ist ausschl. zur Deckung der Aus- 
gaben des Landes- und Stadthaushaltcs Ber- 
lins zu verwenden, die durch eigene Ein- 
nahmen nicht gedeckt w^erden können. Der 
Bund führt die Einnahmen an „Notopfer 
Berlin“ bis zum 10. und zum 25. jd. Mts. an 
das Land Berlin ab. 
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(2) An Stelle der Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“ gemäß Gesetz zur Eehebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung vom 
23. Dezember 1950 (BGBl. S. 823) wird in 
Berlin die Abgabe „Währungsnotopfer“ ge- 
mäß dem Gesetz über die Erhebung einer Ab- 
gabe zur Linderung der Not der Währungs- 
geschädigten (Währungsnotopfer) vom 
21. Juli 1949 (Verordnungsblatt für Berlin 
Teil I S. 217) erhoben. 

(3) Ein Ausgleich im Sinne des Artikels 106 
Absatz 4 des Grundgesetzes findet zur 
Deckung der In Absatz 1 genannten Elaus- 
haltsausgaben nicht statt, soweit die Verwen- 
dung des „Notopfers Berlin“ dazu ausreicht. 

§ 9 

Ausgleichsforderungen 

Über die Übernahme von Zinsen und Til- 
gungsbeträgen durch den Bund für in Berlin 
gestellte und noch zu stellende Ausgleichs- 
forderungen aus der Umstellung von Uralt- 
konten und Schuldverschreibungen bestimmt 
ein besonderes Gesetz. 

§ 10 

Gesetzliche Übernahme durch Berlin 

Die in den §§ 1 bis 9 getroffene Regeluiig 
wird wirksam, wenn das Land Berlin binnen 
eines Monats nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes 

1. gemäß Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschließt, 

2. durch Gesetz bestimmt, daß mit Wirkung 
vom 1. April 1951 auf den Bund über- 
gehen 


a) die Zölle, 

b) die Umsatzausgleichsteuer, 

c) die Kaffeesteuer, 

d) die Teesteuer, 

e) die Umsatzsteuer, 

f) die der konkurrierenden Gesetzgebung 
unterworfenen Verbrauchsteuern mit 
Ausnahme der Biersteuer, 

g) die Beförderungsteuer, 

h) der Ertrag der Monopole, 

3. durch Gesetz bestimmt, daß mit Wirkung 
vom 1. April 1951 der gleiche Anteil an 
den Einnahmen aus der in Berlin aufkom- 
menden Einkommensteuer und Körper- 
schaftsteuer, wie er dem Bunde gemäß Ar- 
tikel 106 des Grundgesetzes auf Grund 
von Bundesgesetzen zusteht, an den Bund 
abgeführt wird. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
seiner Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 5. Juli 1951 

Dr. Bucerius 
Dr. Krone 

Schröter und Fraktion 

Frau Schroeder (Berlin) 

Löhe 

Brandt 

Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Reif 

Euler und Fraktion 
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Anlage 


zu § 2 Absatz 5 betr. Aufstellung der im 
Lande Berlin in Kraft bleibenden steuerrccht- 
lichen Sonderregelungen 

1. Die Bestimmungen über die Vermögen- 
steuer in Berlin gelten vorbehaltlich einer 
anderen Regelung durch die Gesetz- 
gebung über den allgemeinen Lastenaus- 
gleich bis zum Ablauf des Kalender- 
jahres 1951. Wird im Bundesgebiet der 
Hauptveranlagungszeitraum geändert, so 
gilt Satz 1 bis zum Ende des laufenden 
Hauptveranlagungszeitraumes. 

2. Die Bestimmungen über die Einheits- 
wertfeststellung in Berlin gelten bis zur 
nächsten Hauptfeststellung nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 

3. Die bundesrechtlichen Vorschriften über 
die Vorbereitung des allgemeinen Lasten- 
ausgleichs (Soforthilfegesetz in der Fas- 
sung vom 8. August 1950 — BGBl. 
S. 355 — , Gesetz zur Sicherung von 
Forderungen für den Lastenausgleich in 

der Fassung vom 10. August 1949 — 
Wirtschaftsgesetzblatt S. 232 — sowie 
die Durdiführungsbestimmungen hierzu) 
werden für das Land Berlin nicht über- 
nommen. Bis zum Beginn des auf die 
Verkündung eines Gesetzes über den all- 
gemeinen Lastenausgleich folgenden Vier- 
teljahres rlditet sich die Erhebung und 
Verwendung der in Vorbereitung des 
Lastcnausgleichs in Berlin erhobenen 
Abgaben (Baunotabgabengesetz vom 
21. Juli 1949 — Verordnungsblatt für 
Berlin I S. 273 — , Gesetz über die 
Verlängerung der Baunotabgabe vom 

15. Dezember 1950 — Verordnungsblatt 
für Berlin I S. 559 — , Artikel III des 
Ersten Gesetzes zur Neuordnung der 
Vermögensbesteuerung in Berlin vom 
29. Dezember 1950 — Verordnungs- 
blatt für Berlin 1951 IS. 26) nach den 
Berliner Bestimmungen. 

4. Die Vorschriften des Artikels I des Ge- 
setzes zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 22. September 1950 
(Verordnungsblatt für Berlin I S. 419) 
über die Nichtgewährung der in § 34 a 
des Einkommensteuergesetzes vom 

16. Mai 1950 (Verordnungsblatt für Ber- 
lin I S. 183) enthaltenen steuerlichen 
Vergünstigungen der Entlohnung von 


Mehrarbeit bleiben für die Dauer der 
Geltung des Gesetzes zur Ergänzung der 
Arbeitszeitordnung vom 13. September 
1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 

S. 391) in Kraft. 

5. Die Vorschriften des § 53 Absatz 2 des 
Einkommensteuergesetzes in Angleichung 
an das im Bund geltende Einkommen- 
steuerrecht vom 16. Mai 1950 (Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 183), wonach 
Steuervergünstigungen für die Beschaf- 
fung oder Herstellung von Wirtschafts- 
gütern (§ 7 a bis e, § 33 Absatz 2, 
§ 33 a Absatz l letzter Satz) nur ge- 
währt werden können, wenn die Be- 
schaffung bei Personen erfolgt, die in 
Berlin (West) oder in der Bundesrepublik 
der Besteuerung nach dem Einkommen - 
oder Körperschaftsteuergesetz unterliegen, 
bleiben in Kraft. 

6. Die Steuersätze cier §§ 10 und 11 des 
Rennwett“ und Lotteriegesetzes vom 
23. März 1950 (Verordnungsblatt für 
Berlin 1 S. 169) betragen für Berliner 
Rennen weiterhin 25 v. H. der WetL- 
einsätze. 

7. Die in Berlin mit Rücksicht auf die Ver- 
kehrslage erlassenen besonderen Be- 
stimmungen über die Nichterhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer für Anhänger und 
Sattelschlepper- Anhänger und über die 
Ermäßigung der Kraftfahrzeugstcuer für 
die durch Batteriestrom angetriebenen 
Kraftfahrzeuge auf 20 DM je kw-Motor 
bleiben in Kraft. 

8. Der für Berlin eingeführte Steuersatz 
von 35 V. H. für steuerbegünstigten 
Feinschnitt bleibt weiterhin bestehen. 

9. Die für Berlin getroffene besondere Re- 
gelung für Branntwein zur Herstellung 
von Heilmitteln und die Steuersätze für 
Branntwein zum regelmäßigen Verkauf 
von 5 DM und für Branntwein zur Her- 
stellung von Riech- und Schönheits- 
mitteln von 4 DM bleiben in Kraft. 

10. Die besondere Form der Erhebung der 
Kaffee- und Teesteuer in Berlin bleibt 
bestehen. 

11. Das Gesetz über eine Ausgleichsabgabe 
vom 2. März 1950 (Verordnungsblatt 
für Berlin I S. 91) bleibt in Kraft. 
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